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DieentscheidendeLückefüllen
Finanzdirektor Anton Lauber stellt in Liestal die lange erwartete Gegenstrategie zur Armut im Baselbiet vor.

Bojan Stula

Eigentlich ist es ein Skandal: Im

Baselbiet sind rund 25 500 Per-
sonen direkt von Armut betrof-

fen. Dies bei einer Wohnbevöl-
kerung von rund 287 000. Mit

dem Alter nimmt das Risiko zu:
Ab dem 65. Altersjahr ist jede

fünfte Person armutsgefährdet.
Nichteuropäische Ausländer

und Alleinerziehende sind über-

durchschnittlich stark betroffen.
All diese Zahlen entsprechen

dem Stand von 2017; dem letz-

ten Jahr, in dem im Landkanton
eine gründliche Erhebung er-

folgt ist. Das bisher ungenügen-
de Armutsmonitoring ist eine
zusätzliche Systemschwäche.

Und das Ausmass der Armut

nimmt tendenziell eher zu- statt

ab. Wieso ihre Gesamtzahl noch
immer der Zuschauerkulisse
eines gut gefüllten Joggeli-Sta-

dions entspricht, obschon die

Wirtschaft inderRegionbis zum

Ausbruch der Coronakrise ge-
brummt hat und die Steuern
reichlich fliessen, stellt selbst

die Wissenschaft vor gewisse

Rätsel. Jörg Dittmann, Professor

am Institut für Sozialplanung
der Fachhochschule Nordwest-
schweiz, macht dafür neben

dem demografischen Wandel

nicht zuletzt eine ständig sich

ändernde Armutsdefinition und
wandelnde Bedürfnisse verant-
wortlich. Trotzdem: «Armut ist

eine gesellschaftliche Realität

und Ausdruck der Ungleich-
heit», sagt der Forscher. Ohne

die vielfältigen staatlichen und

privaten Hilfsmassnahmen wür-
de die Armutsquote sogar fast

ein Drittel der Bevölkerung be-
treffen, führt Dittmann aus.

Gesamtstrategie statt
isolierterMassnahmen
Die Fachhochschule Nordwest-

schweiz ist es auch, die den ges-

tern vorgestellten Baselbieter

Armutsbericht (siehe Box) wis-

senschaftlich begleitet hat und
die neue Armutsstrategie (bes-

ser wäre wohl: Armutsbekämp-

fungsstrategie) mit Fakten

untermauert. Nach dem Ar-

mutsbericht von 2014 und der
kantonalen Armutskonferenz

2016 soll diese Strategie einen

Meilenstein hin zu einem noch

sozialeren Kanton darstellen.
Gerade dieser Ruf scheint zu-
letzt wegen der Diskussionen

um den Umbau der Sozialhilfe
(«Motion Riebli») ramponiert

zu sein. Die Sozialhilfereform

dürfe jedoch nicht mit der Ar-
mutsstrategie vermischt wer-

den, mahnt der zuständige Ba-
selbieter Finanzdirektor Anton

Lauber. Hier gehe es um unter-

schiedliche staatliche Ebenen.
Dagegen betont Lauber die

herausragende Bedeutung der

fundierten wissenschaftlichen

Faktenbasis anstelle politischer
Bauchentscheide. Einzig auf-
grund einer gesamtheitlichen

Strategie und modernen Defini-

tion werde die Regierung ihre

Armutspolitik definieren. Blosse
Einzelmassnahmen könnten
niemals der Komplexität der Zu-

sammenhänge gerecht werden.

HoheBedeutungdes
Assessmentcenters
Eine laut Sozialamt-Vorsteher

Sebastian Helmy «besonders

wichtige» Massnahme schlägt

trotzdem den Bogen zum beab-
sichtigten Systemwechsel in der
Sozialhilfe. Das neu einzurich-

tende kantonale Assessment-

center ist bereits Gegenstand

der laufenden Vernehmlassung
und hat dort von Parteien und
Verbänden meist gute Noten er-

halten. Es soll die Beratungslü-

cke zwischen dem Ausgesteu-

ertwerden als Arbeitsloser und
dem Gang zur Sozialhilfebehör-
de der Gemeinde schliessen.

Diese Lücke, die laut Lauber

bis zu zwei Jahre dauern kann,
stellt in der Armutsverhinde-

rung eine entscheidende Zeit-

spanne dar. «Bisher war dies
verlorene Zeit», analysiert der

Baselbieter Finanzdirektor. Bis
die von Langzeitarbeitslosigkeit

Betroffenen ihre finanziellen

Reserven aufgebraucht und die

Scham überwunden haben, aufs
Sozialamt zu gehen, könnten

längst andere Unterstützungs-

formen greifen, die bessere Aus-

sichten auf Reintegration in dem

Arbeitsmarkt bieten.
Das vorerst an einem Stand-

ort mit bis zu 15 Vollstellen kon-

zipierte Assessmentcenter

könnte aber nicht nur Arbeitslo-

se unterstützen, sondern mit
dem Zusammenzug von Bera-

tungskompetenz aus Jobcenter,
Invalidenversicherung und wei-

teren Bereichen eine ideale ers-
te Anlaufstelle für alle Men-

schen in Notlagen darstellen.

Die Armutsstrategie soll das Handeln der Regierungmassgeblich leiten. Bild: Kenneth Nars (24. Juni 2020)

Breiter Fächer an Massnahmen
Armutsbericht Die Baselbieter
Regierung will der Verhinde-

rung und Bekämpfung von Ar-

mut mehr Gewicht geben. Abge-

leitet aus einer Gesamtstrategie

hat sie insgesamt 46 Massnah-
men verabschiedet, die inner-

halb der kommenden beiden

Jahre geprüft und konkretisiert

werden sollen. «Die Strategie

soll Voraussetzungen dafür
schaffen, dass die Leute schon

gar nicht in Armut gelangen.

Auch geht es darum, Betroffene

aus der Armut herauszulösen»,

sagte CVP-Finanzdirektor Toni

Lauber gestern in Liestal bei der
Vorstellung des Armutsberichts.

Mit welchen finanziellen Aus-

wirkungen dies verbunden sei,

könne noch nicht beziffert wer-

den. Neben der Fachhochschule
Nordwestschweiz sindbeispiels-

weise auch die Caritas, die An-

laufstelle für Sans-Papiers, die

Winterhilfe, die Landeskirchen

sowie der Verband für Sozialhil-
fe des Kantons und der Verband

der Basellandschaftlichen Ge-
meinden eingebunden. Die

neue Armutsstrategie beinhaltet

die Handlungsfelder Bildungs-

chancen, Erwerbsintegration,
Wohnversorgung, gesellschaft-

liche Teilhabe und Alltagsbe-

wältigung sowie soziale Exis-

tenzsicherung. Zu den 46 Mass-

nahmen gehört etwa die
Intensivierung der Frühförde-

rung, der erleichterte Zugang

zum Wohnungsmarkt trotz

Schulden oder der Ausbau der

Mietzinsbeiträge. Auslöser für
das nun von der Regierung vor-

gelegte 134 Seiten lange Papier
ist ein 2016 eingereichtes Postu-

lat der damaligen SP-Landrätin

Regula Meschberger. (sda/bos)

Pleite-GerüstbauermussseinHausabgeben
Strafgericht Jahrelang schum-

melte ein Bauunternehmer aus
Giebenach bei Konkursverfah-

ren, nun hat er eine bedingte
Freiheitsstrafeaufgebrummter-

halten.GleichzeitigwirdzurDe-

ckungseinermassivenSchulden

sein Haus eingezogen und ver-

wertet. Abgesehen von wenigen

Nebenpunkten folgte das Basel-

bieter Strafgericht gestern Mitt-
woch der Anklage und verurteil-

te den 46-jährigen konkursiten
Bauunternehmer (bz vom
10.Juni) zueinerbedingtenFrei-

heitsstrafe. Es gab Verurteilun-

gen wegen ungetreuer Ge-

schäftsbesorgung, Misswirt-

schaft, Gläubigerschädigung,
Unterlassen der Buchführung,

Veruntreuung von Quellen-

steuern und weiterer Delikte.
Der Mann liess über Jahre

hinweg diverse Kleinfirmen vor
allem im Gerüstbau in Konkurs
gehen, zog rechtzeitig Gelder ab

und leistete auch keine Sozial-

versicherungsbeiträge für seine
Arbeitnehmer. Beim Strafmass
war man am Mittwoch relativ

milde, die Staatsanwaltschaft
hatteeine teilbedingteFreiheits-

strafe von drei Jahren beantragt.

Das Gericht teilte die Strafen in

Freiheits- und Geldstrafe auf

und sprach eine technische Zu-
satzstrafe zu einem früheren

Urteil. Unter dem Strich bedeu-

tet das für den Mann: 18 Monate
bedingt sowie210Tagessätze zu

90 Franken bedingt. Dazu kom-

men Verfahrenskosten (54000
Franken) und eine Gerichtsge-

bühr (20000 Franken).

HausanVerwandte
überschrieben
Richtig insGeldgehenallerdings
die Nebenpunkte des Urteils:

Die illegal aus den Firmen gezo-

genenGelderflossen teilweise in

eigene Liegenschaften, das

Strafgerichtordnete die Verwer-

tung eines Hauses in Giebenach
an.ZuErsatzforderungenanden
Staatvonüber 100000 Franken

wurden teilweise auch solida-

rischdieEhefrauundderBruder

des Verurteilenverdonnert, weil

er Teile der Liegenschaft seinen

Verwandten überschrieben hat-
te. Ob damit sämtliche Forde-

rungen des Staates erfüllt wer-
den können, blieb unklar, Ge-

richtspräsident Daniel Schmid

verlor sich in der über drei Stun-
dendauerndenUrteilseröffnung

hauptsächlich in Details.

Wie bei allen Wirtschaftsverfah-

ren wurden Dutzende von Ord-
ner mit Akten gefüllt, alleine die

Anklageschrift ist 55 Seiten dick.
Die Vorwürfe datieren haupt-

sächlich von 2011 und 2012, was

zu einer leichten Strafminde-

rung führte. Das Beschleuni-
gungsgebot sei aber nicht ver-

letzt worden, so das Gericht.

Strafverschärfend wirkte sich

aus, dass der 46-Jährige trotz
hängigem Strafverfahren weiter

delinquierte. Er kann das Urteil

noch weiterziehen.

Patrick Rudin

HöhereBeiträgean
Exkursionskosten
Sekundarschulen Gratis-ÖV
fürKlassenmöchtedieSP-Land-

rätin Miriam Locher. Deswegen

forderte sie den Regierungsrat

im April 2019 auf, die Grundla-
gen zu schaffen, damit Baselbie-

ter Schulklassen kostenlos den

ÖV benutzen können.
Gestern Mittwoch hat der

Regierungsrat seine Stellung-

nahme veröffentlicht. Er prüfte
die Möglichkeiten, den Sekun-
darschulklassen die ÖV-Kosten,
die bei Exkursionen innerhalb

des Tarifverbunds Nordwest-

schweiz (TNW) anfallen, zu er-
lassen. Primarschulen wären
nicht Bestandteil dieser Regel,
dasievondenGemeindenfinan-

ziert werden. Gemäss dem Reg-
lementdesAmtes fürVolksschu-

len (AVS) dürfen von den Eltern
keine Beiträge für Exkursionen
erhoben werden. Die Finanzie-

rung erfolgt bis anhin über Pau-

schalbeiträge, die im Gesamt-

budget festgelegt und jährlich
vomLandratgenehmigtwerden.

Im Bericht werden drei Va-

rianten geprüft: die Erhöhung

der Pauschalbeiträge, die sepa-

rate Abrechnung der Reisekos-
ten oder die Bereitstellung von
Tageskarten vonseiten des Ta-

rifverbunds Nordwestschweiz

(TNW). Der Regierungsrat be-

vorzugt die erste Variante, die
Erhöhung der Pauschalbeiträge.
Ein Vorteil besteht seiner An-

sicht nach darin, dass weder ein

Gesetz noch AVS-Richtlinien

angepasst werden müssten.
Ausserdem bliebe die Kontrolle
auch weiterhin beim Landrat,

der die Höhe der Beiträge durch

den Aufgaben- und Finanzplan
steuern kann. Bei den beiden

anderen Varianten kritisiert die

Regierung, dass sich die Kosten
zukünftig aufgrund des Bedarfs

ergeben würden und nur be-
schränkt vom Kanton gesteuert

werden könnten.

Deshalb empfiehlt der Re-

gierungsrat, am aktuellen Mo-
dell keine Änderungen vorzu-

nehmen. Falls der Landrat das

Exkursionsbudget anpassen

wolle, schlägt er vor, das Budget

im Jahr 2021 um rund 222 000
Franken zu erhöhen. Damit sol-

len die Ausgaben der Sekundar-

schüler gedeckt werden. (mri)

Polizei öffnet alle
Postenwieder
Coronavirus Im Baselbiet sind

alle zehn Polizeiposten ab dem
29. Juni wieder geöffnet. Auf den

gleichen Zeitpunkt hin nimmt

auch die Verkehrssicherheit in

Lausen ihren Schalterbetrieb
wieder auf. Dies teilte die Basel-

bieter Polizei am Mittwoch mit.
Die Polizei hatte den Betrieb der

Hälfte ihrer zehn Posten vor drei
Monaten wegen der Covid-19-

Pandemie vorsorglich einge-
stellt. Die aktuelle Coronasitua-

tion würde die vollständige Öff-
nung aller Polizeiposten nun

aber wieder erlauben, heisst es
in der Medienmitteilung weiter.

Geöffnet waren in den vergan-

genen Wochen nur die Polizei-

posten in Liestal, Reinach, Bin-
ningen, Muttenz und Laufen.

Die Posten in Allschwil, Therwil,
Pratteln, Sissach und Walden-

burg sind seit dem 23. März ge-

schlossen. (sda/bz)
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